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RECHTLICHE GRUNDLAGEN

Allgemeine Bedingungen

§ 1 UBERNAHME VON GARANTIEN § 3 GEGENSTAND DER GARANTIEN

(1) Die Bundesrepublik Deutschland (Bund) kann auf (1)
Antrag zugunsten von Unternehmern mit Sitz oder
Wohnsitz im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
Garantien fir Direktinvestitionen im Ausland zur Ab-
sicherung politischer Risiken Gbernehmen. Fur die
Garantien gelten diese ,Allgemeinen Bedingungen®,
soweit in der Garantieerklarung nichts Abweichen-
des bestimmt ist.

(2) Die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftspri-
fungsgesellschaft, Frankfurt am Main, Niederlassung
Hamburg, (PwC) ist vom Bund beauftragt und erméch-
tigt, alle die Garantien betreffenden Erklarungen fur
den Bund abzugeben und entgegenzunehmen und
Rechtshandlungen vorzunehmen.

(3) Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung einer Garantie
besteht nicht.

§ 2 VORAUSSETZUNGEN FUR
DIE UBERNAHME VON GARANTIEN @)

Garantien werden nur ibernommen, wenn

a) zwischen dem Bund und dem Anlageland eine
Vereinbarung tber die Forderung und den ge-
genseitigen Schutz von Direktinvestitionen be-
steht oder, sofern dies nicht der Fall ist, durch
die Rechtsordnung des Anlagelandes oder in
sonstiger Weise ein ausreichender Schutz der
Direktinvestition gewahrleistet erscheint und

b) das Projekt, bei dem die Direktinvestition vorge-
nommen wird, forderungswirdig ist.

©)

Gegenstand der Garantien sind folgende in der
Garantieerklarung aufgefiihrte Kapitalanlagen, die bei
einem Projekt im Ausland langfristig, mit dem Ziel der
unternehmerischen Tatigkeit und gegen Erbringung
von Geld oder anderen geldwerten Leistungen in
Hohe eines festzulegenden Einbringungswertes (§7)
vorgenommen werden (Direktinvestitionen):

a) Anteile an einer Projektgesellschaft (Beteiligun-
gen); die Garantie erstreckt sich auch auf die Gut-
haben, in die sich Beteiligungen umgewandelt
haben (in Forderungen umgewandelte Beteili-
gungen);

b) Dotationskapital, das einer Niederlassung oder
Betriebsstatte eines Unternehmens mit Haupt-
niederlassung im Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland zugefithrt wird (Kapitalausstattung
von Niederlassungen oder Betriebsstatten);

¢) beteiligungsédhnliche Darlehen;

d) andere vermogenswerte Rechte.

Gegenstand der Garantien kénnen ferner Betrage
sein, die flr einen bestimmten Zeitraum auf garan-
tierte Kapitalanlagen als Gewinnanteile ausgeschiit-
tet werden oder als Zinsen zu leisten sind (Ertrdge).
Eine Ertragsdeckung besteht nur, wenn in der Garan-
tieerklarung ein Hochstbetrag der Garantie fiir die
Ertragsdeckung ausdriicklich beziffert ist. Fur die in
einem Garantiejahr zu deckenden Ertrage wird auf An-
trag ein Prozentsatz, bezogen auf den Einbringungs-
wert (§ 7), in der Garantieerklarung festgesetzt (jahr-
liche Ertragsdeckung). Die Deckung erstreckt sich
jeweils auf den ersten Teil der in einem Garantiejahr
falligen Ertrdge.

In der Garantieerkldrung nicht aufgefiihrte Rechte
oder Forderungen sind auch dann nicht gedeckt,
wenn sie in den Vertragen Uber die Kapitalanlage
vorgesehen sind.
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§ 4 GEDECKTE RISIKEN

(1) Die Garantie des Bundes umfasst Verluste an der
Kapitalanlage oder an deren Ertragen, soweit die Ver-
luste durch folgende politische Ereignisse oder MafR-
nahmen in dem Anlageland verursacht worden sind:

a) Verstaatlichung, Enteignung oder sonstige Ein-
griffe von Hoher Hand, die in ihren Auswirkungen
einer Enteignung gleichzusetzen sind (Enteig-
nungsfall);

b) Bruch von rechtsbestandigen Zusagen staatli-
cher oder staatlich gelenkter oder kontrollierter
Stellen, soweit diese Zusagen die Projektgesell-
schaft berechtigen und in der Garantieerklarung
aufgefthrt sind (BZ-Fall);

c) Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinanderset-
zungen, Revolution, Aufruhr oder im Zusammen-
hang mit solchen Ereignissen stehende terroris-
tische Akte (Kriegsfall);

d) Zahlungsverbote oder Moratorien (ZM-Fall);

e) Unmoglichkeit der Konvertierung oder des Trans-
fers von Betragen, die zum Zwecke des Transfers
in die Bundesrepublik Deutschland bei einer
zahlungsfahigen Bank eingezahlt worden sind
(KT-Fall).

Die Beurteilung, ob in Satz 1 genannte Ereignisse einge-
treten oder Manahmen ergriffen worden sind, bestimmt
sich nach Volkerrecht, insbesondere nach den auf vol-
kerrechtlicher Ebene mit dem Anlageland vereinbarten
Investitionsschutzbestimmungen und der internationa-
len Rechtsprechung zum Vélkerrecht, sowie erganzend
nach deutschen Rechtsgrundsatzen.

(2) Verluste infolge der in Absatz 1 genannten Ereignisse

oder MaBnahmen, die auf einer unmittelbaren oder
mittelbaren ausldndischen Beteiligung am Garantie-
nehmer oder einem auslandischen Einfluss auf den
Garantienehmer beruhen, werden von der Garantie
nicht erfasst, wenn im Zeitpunkt der Verlust begrin-
denden Ereignisse oder Manahmen das Kapital des
Garantienehmers oder die Stimmrechte sich zu mehr
als 50 % in ausldandischer Hand befinden oder wenn
der Garantienehmer einer auslandischen Kontrolle
unterliegt. ,Auslandische Kontrolle* bedeutet ins-
besondere, dass die rechtlich verantwortlichen oder
faktisch maBgebenden Leiter des Unternehmens
auslandische Staatsangehdrige sind, von auslan-
dischen Staatsangehorigen Weisungen empfangen
oder unter deren Kontrolle handeln.

§ 5 GARANTIEFALL

Der Garantiefall tritt ein,

1.

wenn durch einen Enteignungsfall [§ 4 Abs. 1 Buchst.
a)] in dem Anlageland die Beteiligung als solche, die
in eine Forderung umgewandelte Beteiligung, die
Forderung aus einem beteiligungsahnlichen Darle-
hen, das vermogenswerte Recht als solches bzw. die
Forderung aus dem vermogenswerten Recht oder
die Forderung auf ausgeschittete Ertrage ganz (To-
talverlust) oder teilweise (Teilverlust) entzogen wird;
dies gilt sinngemaf bei der Liquidation einer Nieder-
lassung oder Betriebsstatte fur den Liquidations-
erlos;
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2. wenn durch einen Enteignungs- oder Kriegsfall [§ 4
Abs. 1 Buchst. a) oder ¢)] in dem Anlageland

a) die gesamten Vermogenswerte der Projektgesell-
schaft, der Niederlassung oder der Betriebsstatte
entzogen oder zerstort werden oder

b) ein so wesentlicher Teil der Vermdgenswerte der
Projektgesellschaft, der Niederlassung oder der
Betriebsstdtte entzogen oder zerstort wird, dass
die Projektgesellschaft, die Niederlassung oder
die Betriebsstatte auf Dauer ohne Verluste nicht
mehr fortgefiihrt werden kann
und infolgedessen
die Beteiligung, das Dotationskapital oder das ver-
mogenswerte Recht als verloren anzusehen ist
(Totalverlust)
oder
die Forderung, in die sich die Beteiligung um-
gewandelt hat, die Forderung aus dem betei-
ligungsdhnlichen Darlehen, die Forderung aus
dem vermogenswerten Recht oder die Forderung
auf die Ertrage ganz oder teilweise in keiner Form
erfullt oder beigetrieben werden kann;

3. wenndurch einen BZ-Fall [§ 4 Abs.1Buchst.b)]in dem
Anlageland
die Projektgesellschaft, die Niederlassung oder
die Betriebsstatte auf Dauer ohne Verluste nicht
mehr fortgefiihrt werden kann
und infolgedessen
die Beteiligung, das Dotationskapital oder das
vermogenswerte Recht als verloren anzusehen ist
(Totalverlust)
oder
die Forderung, in die sich die Beteiligung umge-
wandelt hat, die Forderung aus dem beteiligungs-
ahnlichen Darlehen, die Forderung aus dem ver-
mogenswerten Recht oder die Forderung auf die
Ertrdge ganz oder teilweise in keiner Form erfillt
oder beigetrieben werden kann;

. wenn durch einen ZM-Fall [§ 4 Abs. 1 Buchst. d)] in

dem Anlageland eine féllige Forderung, in die sich
die Beteiligung umgewandelt hat, eine fallige Forde-
rung aus dem beteiligungsahnlichen Darlehen, eine
fallige Forderung aus dem vermogenswerten Recht
oder eine fallige Forderung auf die Ertrage ganz oder
teilweise in keiner Form erfillt oder beigetrieben
werden kann; dies gilt sinngemaR bei der Liquida-
tion einer Niederlassung oder Betriebsstatte fiir den
Liguidationserlds;

wenn durch einen KT-Fall [§ 4 Abs. 1 Buchst. €)] in
dem Anlageland Betrage nicht binnen zwei Monaten
konvertiert oder transferiert worden sind, nachdem
sie bei einer zahlungsfahigen Bank zum Zwecke der
Uberweisung an den Garantienehmer auf eine fallige
Forderung, in die sich die Beteiligung umgewandelt
hat, auf eine fallige Forderung aus dem beteiligungs-
dhnlichen Darlehen, auf eine féallige Forderung aus
dem vermogenswerten Recht oder auf die Ertrage
eingezahlt worden sind, sofern alle bestehenden Vor-
schriften und Vereinbarungen fir die Konvertierung
und den Transfer dieser Betrage erfillt sind; dies gilt
sinngemaf bei der Liquidation einer Niederlassung
oder Betriebsstatte fiir den Liquidationserlos.
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§ 6 BRUTTOVERLUST § 7 EINBRINGUNGSWERT

(1) Bruttoverlust an der Kapitalanlage ist (1) Einbringungswert ist derjenige Betrag in Euro, der

a) beieiner Beteiligung, bei einem Dotationskapital
oder bei einem vermogenswerten Recht im Falle
eines Totalverlustes der Zeitwert der Kapitalanla-
ge [§ 18 Abs. 1 Buchst. b)] bei Eintritt des Garantie-
falles, hdchstens ihr Einbringungswert (§ 7);

b) bei einer Beteiligung und bei einem vermogens-
werten Recht im Falle eines Teilverlustes die Wert-
minderung, die sich errechnet aus dem Vergleich
zwischen dem Zeitwert der Kapitalanlage bei Ein-
tritt des Garantiefalles, hochstens ihrem Einbrin-
gungswert, einerseits und dem Restwert der Ka-
pitalanlage [§ 18 Abs. 1 Buchst. ¢)] andererseits;

c) bei einer in eine Forderung umgewandelten
Beteiligung, bei einem beteiligungsahnlichen
Darlehen und bei einer Forderung aus dem ver-
mogenswerten Recht der Ausfall an der bei
Eintritt des Garantiefalles mit dem Zeitwert be-
werteten Forderung, hochstens jedoch der Ein-
bringungswert der Kapitalanlage; ist nur ein Teil
der Forderung vom Garantiefall betroffen, so ist
der Bruttoverlust auf den Teil des Einbringungs-
wertes begrenzt, der auf den betroffenen Teil der
Forderung entfallt. Bei einem Liquidationserlos
aus der Liquidation einer Niederlassung oder Be-
triebsstatte gilt dies entsprechend.

(2) Bruttoverlust an Ertragen ist der Ausfall an Forderun-

gen auf gedeckte Ertrage.

sich aus den vom Garantienehmer fir die Kapital-
anlage erbrachten Leistungen ergibt. Leistungen
konnen in dem Umfang in den Einbringungswert
einbezogen werden, in dem der Garantienehmer sie
in seiner Bilanz nach in Deutschland anerkannten
Bilanzierungsgrundsdtzen als Anschaffungs- oder
Herstellungskosten ansetzen darf. Uber den in der
Garantieerklarung geméafl § 8 Abs. 2 Satz 1 festge-
setzten Hochstbetrag der Garantie fiir die Kapitalde-
ckung hinaus werden Leistungen fiir die Ermittlung
des Einbringungswertes nicht anerkannt.

(2) Als vom Garantienehmer erbrachte Leistungen kén-

<

nen auf besonderen Antrag auch diejenigen in Euro
umgerechneten Betrdge anerkannt werden, die dem
Garantienehmer in Form von Anteilen anldsslich ei-
ner Umwandlung von Gewinnen oder aus Gewinnen
gebildeter offener Riicklagen in Gesellschaftskapital
zugeteilt werden. Das Gleiche gilt fir die Zuteilung
von Anteilen aufgrund von MaBnahmen der Projekt-
gesellschaft, die einer solchen Kapitalerhohung aus
Gesellschaftsmitteln entsprechen. Derartige Betrdge
kénnen bis zu einer Hohe von grundsatzlich 300 %
der auf die garantierte Beteiligung erbrachten Leis-
tungen gemaf Absatz 1 anerkannt werden.

Der Einbringungswert verringert sich nach einer Til-
gung, sonstigen Ruckfiihrung, Verauerung oder
nach einem Garantiefall an der Kapitalanlage in dem
Verhaltnis, in dem der getilgte, riickgefiihrte, verdu-
Rerte oder von dem Garantiefall betroffene Teil der
Kapitalanlage zur ganzen Kapitalanlage steht.

(4) Leistungen, die vor der Stellung eines Antrages auf

Ubernahme einer Garantie erbracht wurden, sind
grundsatzlich von der Deckung ausgeschlossen.
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§ 8 HOCHSTBETRAG DER GARANTIE

@)

)

Die Garantie des Bundes ist fir jede Kapitalanlage
und deren Ertrage durch einen Hochstbetrag in Euro
begrenzt. Der Hochstbetrag der Garantie setzt sich
zusammen aus dem Hochstbetrag der Garantie fir
die Kapitaldeckung und dem Hochstbetrag der Ga-
rantie fur die Ertragsdeckung.

Der Hochstbetrag der Garantie flr die Kapitalde-
ckung wird in der Garantieerklarung unter Ber(icksich-
tigung des Wertes der von dem Garantienehmer auf
die Kapitalanlage zu erbringenden Leistungen fest-
gesetzt.

Der Hochstbetrag der Garantie flr die Kapitaldeckung

a) verringert sich bei einer planméafig zu tilgenden
oder zurtickzuftihrenden Kapitalanlage zum Ende
eines Garantiejahres um den Teil der Kapitalanla-
ge, der nach einem in der Garantieerklarung auf-
genommenen Tilgungs- oder Rickfiihrungsplan
zu tilgen oder zuriickzuftihren ist;

b) verringert sich zum Ende eines Garantiejahres
um den Teil der Kapitalanlage, um den die Garan-
tie unabhangig oder in Abweichung von einem
Tilgungs- oder Rickfuhrungsplan infolge einer
Tilgung, sonstigen Rickfiihrung oder Verauf3e-
rung der Kapitalanlage gegenstandslos gewor-
den ist, sofern der Garantienehmer dariiber bis
spdtestens einen Monat nach Ende eines Garan-
tiejahres berichtet;

¢) kann auf Antrag des Garantienehmers zum En-
de des laufenden Garantiejahres auf einen
niedrigeren Wert herabgesetzt werden; fir
eine anschlieRende Erhohung des Hochst-
betrages der Garantie flr die Kapitaldeckung,
hochstens bis zum Einbringungswert, bedarf es
der vorherigen Zustimmung des Bundes;

d) verringert sich nach Garantieféllen bezuglich der
Kapitalanlage um den Betrag des bei Berech-
nung der Entschadigung ermittelten gedeckten
Verlustes (§ 18 Abs. 3).

(3) Der Hochstbetrag der Garantie fir die Ertragsde-

ckung wird auf Antrag in der Garantieerklarung als
Prozentsatz des Hochstbetrages der Garantie fir
die Kapitaldeckung festgesetzt. Verringert sich der
Hochstbetrag der Garantie fur die Kapitaldeckung,
so ist der Hochstbetrag der Garantie fir die Ertrags-
deckung im gleichen Verhaltnis herabzusetzen. Der
Hochstbetrag der Garantie fur die Ertragsdeckung
verringert sich nach Garantiefallen beziiglich der
Ertrage um den Betrag des bei Berechnung der Ent-
schadigung ermittelten gedeckten Verlustes (§ 18
Abs. 3); bei Eingdngen nach Entschadigung (§ 21)
kann der Garantienehmer eine entsprechende Wie-
dererhohung der Ertragsdeckung verlangen.

§ 9 SELBSTBETEILIGUNG

(1) Anjedem gedeckten Verlust (§ 18 Abs. 3) ist der Ga-

rantienehmer in der Hohe des in der Garantieerkla-
rung festgelegten Satzes selbst beteiligt.

(2) Die Selbstbeteiligung darf nicht anderweitig gedeckt

werden.
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§ 10 HOCHSTHAFTUNG

(1) Aus dem Hochstbetrag der Garantie abzlglich der

(2

—~

Selbstbeteiligung ergibt sich der Betrag der Hochst-
haftung des Bundes; dieser wird in die Garantieer-
klarung aufgenommen. Uber den Betrag der Hochst-
haftung des Bundes hinaus kénnen Anspriiche im
Zusammenhang mit der Garantie, gleich aus wel-
chem Rechtsgrunde, gegen den Bund nicht geltend
gemacht werden.

Die Entschadigungspflicht des Bundes fiir gedeckte
Verluste (§ 18 Abs. 3) unter 2.000,-- Euro (Bagatell-
schaden) ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht, wenn
wahrend eines Zeitraumes von einem Jahr mehre-
re Bagatellschdden auftreten und die Summe der
Verluste 2.000,-- Euro oder mehr betragt.

§ 11 BEGINN UND ENDE DER DECKUNG

(1) Die Deckung fir Verluste an Kapitalanlagen und an

deren Ertrdgen beginnt in dem Zeitpunkt, in dem der
Garantienehmer die Leistung auf die Kapitalanlage
erbracht hat, jedoch nicht vor Zustandekommen des
Garantievertrages (§ 12). Dazu sind die Leistungen
auf die Kapitalanlage innerhalb der in der Garantie-
erklarung festgesetzten Frist zu erbringen; die Frist
kann durch Nachtrag zur Garantieerkldrung verlan-
gert werden. Wird an die Projektgesellschaft geleis-
tet, so gilt die Leistung erst dann als erbracht, wenn
ihr Gegenstand in die Verfiigungsmacht der Projekt-
gesellschaft, der Niederlassung oder der Betriebs-
statte (ibergegangen ist.

@)

()

(4)

Erbringt der Garantienehmer die Leistung in Teilleis-
tungen, so beginnt die Deckung fiir jede Teilleistung
in dem Zeitpunkt, in dem fir sie die in Absatz 1 ge-
nannten Voraussetzungen vorliegen.

Sind in dem Zeitpunkt, in dem die Voraussetzungen
der Absatze 1 und 2 erfillt werden, bereits in § 4
Abs. 1 genannte Ereignisse eingetreten oder Maf3-
nahmen getroffen worden, so entféllt eine Deckung
fir Verluste durch diese Ereignisse oder Ma3nahmen.
Ist eine solche MaBnahme befristet (z. B. befristetes
Moratorium) und wird die Frist spater verlangert oder
wird im Anschluss an die befristete MaBnahme eine
neue Mafinahme gleicher Art getroffen, so entféllt
die Deckung auch fir Verluste infolge der Fristver-
ldangerung oder der neuen Mafinahme. Soweit in
dem Zeitpunkt, in dem der Garantievertrag zustan-
de kommt, Umstande gegeben sind, die die Zahlung
oder den Transfer der Ertrage bzw. die Zahlung oder
den Ricktransfer des Gegenwertes der Kapitalanla-
ge ausschlieBen oder beschranken, werden Verlus-
te an der Kapitalanlage oder an deren Ertrdagen, die
auf diesen Umstdnden beruhen, durch die Garantie
nicht gedeckt; dies gilt auch, soweit die vorgenann-
ten Umstande nach dem Zustandekommen des
Garantievertrages, jedoch vor Beginn der Deckung
eintreten, es sei denn, dem Garantienehmer ist die
Verweigerung der von ihm auf die Kapitalanlage
noch zu erbringenden Leistungen nicht zumutbar.

Die Deckung endet mit Ablauf der in der Garantie-
erklarung festgesetzten Laufzeit der Garantie, es sei
denn, sie endet zuvor durch Kiindigung, Riicktritt oder
aus sonstigen Griinden.
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(5) Abweichend von Absatz 4 sind gedeckt:

a) Verluste an Kapitalanlagen aus Garantieféllen ge-
maB § 5 Nr. 1, 2 und 3, die innerhalb von sechs
Monaten nach Ablauf der Laufzeit der Garantie
eintreten und auf vor Ablauf der Laufzeit einge-
tretenen Ereignissen oder Mafinahmen gemaf3
§ 4 Abs. 1 Buchst. a), b) und ¢) beruhen;

b) Verluste an Forderungen aus einem Garantiefall
gemaB § 5 Nr. 5, der innerhalb von zwei Monaten
nach Ablauf der Laufzeit eintritt.

Dies gilt nicht, wenn die Deckung durch Kiindigung,
Riicktritt oder aus sonstigen Griinden vorzeitig endet.

(6) Fur Forderungen (in Forderungen umgewandelte
Beteiligungen, beteiligungsdhnliche Darlehen, For-
derungen aus vermogenswerten Rechten, Ertrage),
deren Einziehung und Transferierung nicht unverziig-
lich nach Falligkeit veranlasst wird oder die gestun-
det werden, erlischt die Deckung, es sei denn, dass
der Bund der Fortdauer der Deckung zugestimmt hat.
Dies gilt sinngemaf bei der Liquidation einer Nieder-
lassung oder Betriebsstatte fur den Liquidations-
erlos.

§ 12 GARANTIEVERTRAG

Der Garantievertrag kommt dadurch zustande, dass der
Bund den Antrag des Garantienehmers auf Ubernahme
einer Garantie fiir Direktinvestitionen schriftlich und
unter Bezugnahme auf diese Allgemeinen Bedingungen
annimmt. Entsprechendes gilt fur eine Erhohung der
Hochsthaftung des Bundes oder eine Verldngerung der
Laufzeit der Garantie.

§ 13 ALLGEMEINE PFLICHTEN DES

GARANTIENEHMERS

(1) Der Garantienehmer hat die flr Kapitalanlagen im

(2

—~

Ausland vom Bund und vom Anlageland erlassenen
Vorschriften zu beachten, die fir Kapitalanlagen
notwendigen Genehmigungen einzuholen sowie die
in Genehmigungen des Anlagelandes und in Verein-
barungen mit dem Anlageland enthaltenen Bedin-
gungen, Auflagen und Verpflichtungen zu erfillen.

Uber den Stand und die Entwicklung der Kapitalanla-
ge sowie der Projektgesellschaft, der Niederlassung
oder Betriebsstatte ist jahrlich schriftlich binnen
neun Monaten nach Ablauf des Geschéftsjahres des
Unternehmens zu berichten. Dem Bericht sind die
Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung nebst
Erlauterungen, der Geschaftsbericht, etwaige Be-
richte von Abschlussprifern oder von Institutionen
mit dhnlichen Aufgaben sowie — in entsprechenden
Fallen — Erlauterungen uber die Entwicklung der
Umweltsituation bei dem Projekt beizuftigen. Auf
Verlangen ist der Garantienehmer verpflichtet, jeder-
zeit Uber Einzelheiten der Kapitalanlage sowie iber
die mit ihr im Zusammenhang stehenden Geschafte
Auskunft zu erteilen.
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©)

(o

Der Garantienehmer hat unverziglich schriftlich an-
zuzeigen,

a) wenn die Voraussetzungen fiir den Beginn der
Deckung (§ 11) bei einer Leistung oder Teilleis-
tung auf die Kapitalanlage vorliegen; dabei ist
der Betrag der vom Garantienehmer auf die ga-
rantierte Kapitalanlage erbrachten Leistungen (§
7 Abs. 1 Satz 1) anzugeben;

b) wenn sich Beteiligungen oder vermdgenswerte
Rechte in Forderungen umwandeln oder wenn
Niederlassungen oder Betriebsstatten liquidiert
werden;

¢) wenn Kapitalanlagen verauiert werden, in ande-
rer Weise Uber sie verfligt wird oder Riickzahlun-
gen auf sie erfolgen;

d) wenn wesentliche Veranderungen beziiglich der
Kapitalanlage eintreten, insbesondere wenn die
Satzung der Projektgesellschaft oder Vertrage,
die im Zusammenhang mit der Kapitalanlage ste-
hen, ergdnzt oder aufgehoben werden; dies gilt
sinngemaf flr Niederlassungen oder Betriebs-
statten;

e) wenn im Zusammenhang mit der Kapitalanlage
stehende Genehmigungen mit Bedingungen
oder Auflagen versehen werden;

f) wenn von der Regierung oder sonstigen Behor-
den des Anlagelandes besondere Zusicherungen
beziiglich der Kapitalanlage oder der Projektge-
sellschaft gegeben oder gedndert werden;

g) wenn er neben der durch die Garantie gedeckten
Kapitalanlage eine weitere, nicht gedeckte Kapi-
talanlage bei demselben Unternehmen erwirbt.

Der Garantienehmer hat jederzeit auf Verlangen,
spdtestens im Schadensfall, den Wert der auf die
garantierte Kapitalanlage erbrachten Leistungen
nachzuweisen.

(5)

Nach Ablauf der Frist fiir die Stellung eines Entscha-
digungsantrages (§ 16 Abs. 1) hat der Garantieneh-
mer Garantieerkldrung und Nachtrdge zum Zwecke
der Enthaftung zuriickzugeben.

(6) Der Bund, der Bundesrechnungshof sowie die von

diesen Beauftragten sind vor und nach Inanspruch-
nahme des Bundes aus der Deckung berechtigt, die
Biicher, Daten und sonstigen Unterlagen des Garan-
tienehmers, soweit sie mit der Garantie im Zusam-
menhang stehen konnen, auf Kosten des Garantie-
nehmers einzusehen und zu tberpriifen, Abschriften
zu fertigen oder zu verlangen. Der Garantienehmer
ist auf Verlangen des Bundes verpflichtet, alle ihm
zumutbaren Mafinahmen zu ergreifen, um die glei-
che Priifung auch bei der Projektgesellschaft zu er-
moglichen. Alle die garantierte Kapitalanlage betref-
fenden Unterlagen sind sorgfaltig aufzubewahren.

§ 14 BESONDERE PFLICHTEN DES

6]

@)

GARANTIENEHMERS

Droht ein Garantiefall oder ist er eingetreten, so hat
der Garantienehmer mit der Sorgfalt eines ordentli-
chen Kaufmanns vorzugehen, insbesondere alles zu
tun, um den Schaden abzuwenden oder zu mindern;
er hat hierbei etwaige Weisungen des Bundes zu be-
folgen.

Der Bund kann sich an sachgemafien Aufwendun-
gen flr Manahmen der Schadensabwendung oder
-minderung gemaf Absatz 1 beteiligen, soweit die-
se mit seiner Zustimmung oder auf seine Weisung
durchgefiihrt werden, es sich tber gewdhnliche
Mafinahmen der Schadensabwendung oder -minde-
rung hinausgehende Mafinahmen handelt und die
hierdurch verursachten Kosten den Garantienehmer
unter Berlicksichtigung von Art und Umfang seines
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Geschéftsbetriebes erheblich belasten. Die Beteili-
gung des Bundes richtet sich nach dem Umfang, in
dem die Kapitalanlage bei Eintritt eines Garantiefal-
les entschadigt werden kénnte.

(3) Der Garantienehmer hat unverziglich schriftlich

anzuzeigen,

a) wenn ihm Risiko erhohende Umstdnde bekannt
werden, insbesondere wenn die Kapitalanlage
betreffende Ereignisse oder Mainahmen gemas
§ 4 Abs. 1 bevorstehen;

b) wenn derartige Ereignisse eingetreten oder Maf3-
nahmen getroffen worden sind.

(4) Kundigt das Anlageland eine mit der Bundesrepu-

blik Deutschland geschlossene Vereinbarung iiber
die Forderung und den gegenseitigen Schutz von
Direktinvestitionen und verliert die garantierte Kapi-
talanlage dadurch den Schutz dieser Vereinbarung
vor Ablauf der Garantielaufzeit, so hat der Garantie-
nehmer im Einvernehmen mit dem Bund die MaR-
nahmen zu treffen, die infolge des fehlenden Schutzes
dieser Vereinbarung zur Sicherung der Kapitalanlage
erforderlich sind.

§15 FOLGEN VON VERTRAGSVERLETZUNGEN;

GENEHMIGUNGEN; RUCKTRITTS-
UND KUNDIGUNGSRECHT

(1) Wirkt der Garantienehmer schuldhaft an der Entste-

hung eines Schadens mit, insbesondere dadurch,
dass er eine ihm nach diesen ,Allgemeinen Bedin-
gungen®“ oder nach den Bestimmungen der Garantie-
erklarung obliegende Pflicht verletzt, so bestimmen
sich die Verpflichtung des Bundes zur Entschadigung
sowie der Umfang der zu leistenden Entschadigung

)

©)

()

nach den Umstdanden, insbesondere inwieweit der
Schaden durch das pflichtwidrige Verhalten des
Garantienehmers herbeigefiihrt worden ist. Dies gilt
entsprechend, wenn das pflichtwidrige Verhalten
des Garantienehmers zu einer Erhohung des Scha-
dens beitrdgt oder eine Minderung verhindert.

Verletzt der Garantienehmer schuldhaft eine ihm
nach diesen ,Allgemeinen Bedingungen“ oder den
Bestimmungen der Garantieerkldrung obliegende
Pflicht, ohne dass die Pflichtverletzung einen Einfluss
auf das Entstehen und den Umfang des Schadens
hat, so kann der Bund eine Entschadigungsleistung
ablehnen oder mindern, wenn die Pflichtverletzung
Einfluss auf die Feststellung oder den Umfang der
dem Bund obliegenden Leistung gehabt hat.

Wenn im Zusammenhang mit dem Projekt Vertra-
ge, staatliche Zusagen, Genehmigungen, Registrie-
rungen oder andere Vorteile durch eine strafbare
Handlung, insbesondere Bestechung, herbeigefihrt
werden bzw. herbeigefiihrt worden sind, ist der Bund
berechtigt, von der Garantie zurtickzutreten bzw. die
Garantie zu kiindigen, und ist von seiner Verpflich-
tung zur Entschadigung aus der Garantie befreit, es
sei denn, dass der Garantienehmer diese Tatsache
weder kannte noch kennen musste.

Durch die Garantie nicht gedeckt sind Nachteile,
soweit sie auf den in Genehmigungen des Anlage-
landes und auf den in Vereinbarungen mit dem An-
lageland enthaltenen Bedingungen und Auflagen be-
ruhen. Ebenso sind Nachteile nicht gedeckt, die sich
daraus ergeben, dass im Einzelfall fir die Erlangung
genereller oder spezieller Vorteile zur Verfiigung ste-
hende Genehmigungen nicht eingeholt werden. Ge-
nehmigungen im Sinne dieser Bestimmungen sind
auch Zusagen, Registrierungen, Konzessionen u. A.
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(5) Hat der Garantienehmer im Zusammenhang mit der
Stellung des Antrages schuldhaft unvollstandige oder
unrichtige Angaben gemacht, so kann der Bund in-
nerhalb von zwei Monaten seit Kenntnis hiervon
von der Garantie zurlicktreten. Tritt der Bund zuriick,
nachdem der Garantiefall eingetreten ist, so bleibt
seine Verpflichtung zur Leistung gleichwohl be-
stehen, soweit der Umstand, in Ansehung dessen
die unvollstandigen oder unrichtigen Angaben ge-
macht worden sind, keinen Einfluss auf den Eintritt
des Garantiefalles und auf den Umfang der Leistung
des Bundes — inshesondere auf die Ubernahme der
Garantie — gehabt hat. Das Recht des Bundes, die
Garantie wegen arglistiger Tauschung anzufechten,
bleibt unbertihrt.

Bei Eintritt Gefahr erhéhender Umstande kann der
Bund die Garantie mit sofortiger Wirkung kiindigen
oder beschranken, soweit die Deckung gemafs § 11
noch nicht begonnen hat, es sei denn, dem Garan-
tienehmer ist die Verweigerung der von ihm auf die
Kapitalanlage noch zu erbringenden Leistungen
nicht moglich.

6

Nl

(7) Werden die Satzung der Projektgesellschaft oder
Vertrdge, die im Zusammenhang mit der Kapitalan-
lage stehen kdnnen, gedndert, erganzt oder aufge-
hoben und tritt hierdurch eine wesentliche Erhohung
des Risikos ein, so kann der Bund die Garantie mit
Wirkung von der Anderung, Ergdnzung oder Aufhe-
bung an kindigen; die Entschadigungspflicht des
Bundes fiir vor der Anderung, Ergdnzung oder Auf-
hebung eingetretene Garantiefalle bleibt bestehen.
Dies gilt sinngemafs fiir Niederlassungen oder Be-
triebsstatten.

(8) Werden Zusicherungen geméf § 13 Abs. 3 Buchst. f)
gegeben oder erweitert, so kann der Bund die Garan-
tie mit Wirkung von der Abgabe oder Erweiterung der
Zusicherungen an insoweit einschranken, als sich
daraus eine Erhohung des Risikos ergeben kénnte.

(9) Der Bund ist berechtigt, die Garantie mit sofortiger
Wirkung zu kiindigen:

a) bei grober Verletzung der Vertragspflichten
durch den Garantienehmer,

b) aus wichtigem Grund, der in der Person des
Garantienehmers liegt.

(10) Der Garantienehmer hat sich das Verhalten der
Projektgesellschaft, seiner Treuhdander und anderer
Personen, die seinen Weisungen unterliegen, zu-
rechnen zu lassen.

(11) Der Garantienehmer ist berechtigt, die Garantie zum
Ende eines Garantiejahres unter Einhaltung einer
Frist von einem Monat schriftlich zu kiindigen.

§ 16 ANTRAG AUF ENTSCHADIGUNG

(1) Der Antrag auf Entschadigung ist bei PwC unverziig-
lich nach Eintritt eines Garantiefalles, spatestens je-
doch sechs Monate nach Beendigung der Deckung
(§ 11 Abs. 4, 5 und 6) einzureichen.

(2) Der Garantienehmer hat das Vorliegen der Voraus-
setzungen fir den Eintritt eines Garantiefalles sowie
Grund und Hoéhe des Schadens nachzuweisen.

§ 17 FESTSTELLUNG DES SCHADENS UND
ZAHLUNG DER ENTSCHADIGUNG

(1) Die Feststellung des Schadens erfolgt binnen an-
gemessener Frist, nachdem der Garantienehmer alle
zum Nachweis des Schadens erforderlichen Unterla-
gen beigebracht hat. Ist dies zunachst nach Lage der
Sache nicht moglich, so kann der Bund auf Antrag
des Garantienehmers eine vorlaufige Entschadigung
zahlen, Uber deren Hohe der Bund nach Prifung der
verfiigharen Unterlagen entscheidet.
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(2) Die Entschadigung wird frithestens einen Monat

nach Absendung der Schadensberechnung oder der
Berechnung der vorlaufigen Entschadigung, jedoch
grundsatzlich nicht vor Ablauf von sechs Monaten
nach Eintritt des Garantiefalles gezahlt. Der Bund
kann bei beteiligungsahnlichen Darlehen die Ent-
schadigung fiir die Darlehensforderung in Raten,
die den im Darlehensvertrag vereinbarten Tilgungs-
raten entsprechen, oder in angemessenen, (ber die
Restlaufzeit der Garantie verteilten Raten zahlen. Die
Zahlung von Zinsen erfolgt in Hohe der vereinbar-
ten Darlehenszinsen, hochstens jedoch in Hohe des
Zinssatzes fiir Kredite des Bundes zur Deckung von
Ausgaben auf den jeweils ausstehenden Entschadi-
gungsbetrag, gerechnet vom Tage der Auszahlung
der ersten Entschadigungsrate an.

(3) Stellt sich nach Zahlung einer Entschadigung heraus,

dass die Voraussetzungen flr die Zahlung oder fir
eine Zahlung in dieser Hohe nicht gegeben waren, so
ist der Garantienehmer verpflichtet, diesen Betrag
unverzlglich an den Bund zurlickzuzahlen. Soweit
dem Bund ein Rickzahlungsanspruch zusteht, hat
der Garantienehmer den zuriickzuzahlenden Betrag
vom Zeitpunkt der Leistung der Entschadigung an
mit dem Zinssatz zu verzinsen, der den Kosten der
Kreditaufnahme des Bundes ab diesem Zeitpunkt
entspricht. Mit Erfullung des Riickzahlungsanspruchs
des Bundes fallen gemaf § 19 Abs. 1 auf den Bund
ibergegangene Rechte und dort genannte Ersatz-
anspriiche insoweit an den Garantienehmer zurtick.
Weiter gehende nach den gesetzlichen Regelungen
oder allgemeinen Rechtsgrundsatzen bestehende
Anspriiche des Bundes werden hierdurch nicht be-
rthrt.

§ 18 BERECHNUNG DER ENTSCHADIGUNG

(1) Zum Zwecke der Berechnung der Entschadigung

wird der Bruttoverlust (§ 6) ermittelt. Hierbei wird

a) als Einbringungswert der Kapitalanlage der sich
gemaf’ § 7 ergebende Betrag zugrunde gelegt;

b) — soweit erforderlich — als Zeitwert der Kapital-
anlage der Wert in Euro festgestellt, der der
Kapitalanlage bei Eintritt des Garantiefalles in
Anlehnung an betriebswirtschaftliche Grund-
satze unter Beriicksichtigung der bis zu diesem
Zeitpunkt fortgefiihrten Bilanzen sowie der Er-
folgsrechnungen des Unternehmens beizulegen
ist;

c) — soweit erforderlich — als Restwert der Kapi-
talanlage der Wert in Euro festgestellt, der der
Kapitalanlage unmittelbar nach Eintritt des Ga-
rantiefalles in Anlehnung an betriebswirtschaft-
liche Grundsatze unter Berlicksichtigung der
bis zu diesem Zeitpunkt fortgefiihrten Bilanzen
sowie der Erfolgsrechnungen des Unternehmens
beizulegen ist. Bei der Wertermittlung werden
mit groler Wahrscheinlichkeit zu erwartende
nachhaltig wertmindernde Folgen des Garan-
tiefalles angemessen berlcksichtigt. Folgt dem
Garantiefall eine Liquidation des Unternehmens
oder wird die Restbeteiligung verdauBert, so ist
der Liquidations- oder der Verduerungserlos als
Restwert der Kapitalanlage anzusehen, sofern
Liquidation oder VerduBerung in ursachlichem
Zusammenhang mit dem Garantiefall stehen;
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d) bei Forderungen der Ausfall gegeniiber dem
Betrag festgestellt, den der Garantienehmer bei
einer Konvertierung und einem Transfer zum Zeit-
punkt des Eintritts des Garantiefalles erhalten
hatte. Dabei sind Betrdge in auslandischer Wah-
rung auf der Basis des Euro-Referenzkurses der
Europdischen Zentralbank in Euro umzurechnen.
Hat an den mafgeblichen Tagen keine Feststel-
lung des Euro-Referenzkurses stattgefunden, so
tritt die nachfolgende Kursfeststellung an ihre
Stelle. Fir Wahrungen, fir die keine Euro-Refe-
renzkurse der Europdischen Zentralbank fest-
gestellt werden, tritt an deren Stelle der von der
Deutschen Bundesbank zuletzt als Verkaufskurs
bekannt gegebene Umrechnungssatz. Ist ein sol-
cher Umrechnungssatz nicht bekannt gegeben
worden, so setzt der Bund den anzuwendenden
Umrechnungskurs unter Beriicksichtigung der
Notierungen an den mafigeblichen Borsen des
Auslandes fest.

(2) Von dem nach Absatz 1 ermittelten Betrag (Brutto-
verlust) werden zur Ermittlung des Nettoverlustes
folgende Betrdge als Vorteile, sofern sie im Zusam-
menhang mit dem Garantiefall stehen, abgesetzt,
und zwar gekirzt um die fir ihre Erlangung vom Ga-
rantienehmer aufgewandten notwendigen Auslagen:

a) alle Zahlungen bzw. der Wert aller sonstigen
Leistungen, die der Garantienehmer nach Eintritt
des Garantiefalles von der Projektgesellschaft,
dem auslandischen Staat, aus Versicherungen
oder von sonstigen Dritten erhalten hat;

b) alle Erlose, die der Garantienehmer aus der
Verwertung von Rechten, Gitern, Pfandern und
sonstigen Sicherheiten erhalten hat;

¢) der Wert der Verbindlichkeiten des Garantieneh-
mers, von denen er durch den Garantiefall befreit
wurde oder von denen er sich durch Aufrechnung
oder auf sonstige Weise gegeniiber der Projekt-
gesellschaft oder einem aus dem Garantiefall
schadensersatzpflichtigen Dritten befreien kann;

d) der Wert etwaiger sonstiger Vorteile, die der
Garantienehmer erhalten hat.

Betreffen Vorteile sowohl garantierte als auch nicht ga-
rantierte Kapitalanlagen, so sind sie in derjenigen Hohe
abzusetzen, in der sie auf die garantierte Kapitalanlage
entfallen.

(3) Der nach den Absatzen 1 und 2 ermittelte Nettover-
lust wird durch die Garantie nur insoweit gedeckt,
als er im Rahmen des Hochstbetrages der Garantie
fir die Kapitaldeckung bzw. die Ertragsdeckung liegt
(gedeckter Verlust).

(4) Der gedeckte Verlust ergibt nach Abzug der Selbst-
beteiligung des Garantienehmers den vom Bund zu
zahlenden Entschadigungsbetrag.

§ 19 UBERTRAGUNG VON RECHTEN

(1) Erhéalt der Garantienehmer vom Bund eine Entscha-
digung, so ist er verpflichtet, diejenigen Rechte, die
Gegenstand der Entschadigung waren, die Ersatzan-
spriiche und etwaige Anspriiche aus Versicherungen
und dergleichen sowie den Anspruch auf die im Aus-
land eingezahlten und hinterlegten Betrdge, jeweils
nebst Sicherheiten und Nutzungen, auf den Bund zu
tibertragen. Ist eine solche Ubertragung nicht mog-
lich oder verzichtet der Bund hierauf, so hat der
Garantienehmer die Rechte insoweit treuhdnderisch
fir den Bund zu halten und nach dessen Weisungen
zu verwalten.

(2

~—

Der Bund kann die Auszahlung einer Entschadigung
von der vorherigen Ubertragung der Rechte abhan-
gig machen.
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§ 20 RECHTSVERFOLGUNG

(1) Unbeschadet des Ubergangs der Rechte auf den
Bund nach § 19 hat der Garantienehmer, auf Ver-
langen des Bundes auch im eigenen Namen, alle
zur Einziehung oder Verwertung der Rechte, ein-
schlieflich der Sicherheiten, geeigneten Mafinah-
men durchzufiihren und hierbei etwaige Weisungen
des Bundes zu befolgen. Das Gleiche gilt fir Rechte,
die der Garantienehmer nach § 19 treuhanderisch fiir
den Bund halt.

(2) SachgemaRe Aufwendungen des Garantienehmers
flir besondere Malnahmen, die er nach Entschadi-
gung zur Rechtsverfolgung mit Zustimmung oder auf
Weisung des Bundes durchfithrt, werden zwischen
dem Bund und dem Garantienehmer im Verhaltnis
ihrer Beteiligung aufgeteilt.

§ 21 EINGANGE NACH ENTSCHADIGUNG

Eingdnge nach Entschddigung werden zwischen dem
Bund und dem Garantienehmer in dem Verhaltnis von
Entschadigungsbetrag und Selbstbeteiligung aufgeteilt.
Der Anteil des Bundes an Eingdngen nach Entschadi-
gung ist jedoch insgesamt begrenzt auf die Summe der
vom Bund gezahlten Entschadigungsbetrage zuziiglich
einer Verzinsung in Hohe des jeweiligen von der Euro-
pdischen Zentralbank festgestellten Zinssatzes der
jingsten Hauptrefinanzierungsgeschafte. Die Anrech-
nung der dem Bund zustehenden Eingange erfolgt
gemaf’ folgender Reihenfolge:

e vom Bund gemaR § 17 Abs. 2 Satz 3 gezahlte Zinsen

* vom Bund gezahlte Entschadigungsbetrage im
Rahmen der Ertragsdeckung

e vom Bund gezahlte Entschadigungsbetrage im
Rahmen der Kapitaldeckung

e Zinsen gemaf Satz 2.

§ 22 VERFUGUNG UBER ANSPRUCHE
AUS DER GARANTIE

(1) Die Verfugung Uber Anspriiche aus der Garan-
tie bedarf der vorherigen schriftlichen Zustim-
mung des Bundes. Eine ohne Zustimmung des
Bundes vorgenommene Verfligung ist gemaf3 §
354 a HGB zwar wirksam, jedoch bleibt der Bund
in diesem Fall berechtigt, mit befreiender Wirkung an
den Garantienehmer zu leisten.

(2) Bei einer Verfligung tber Anspriiche aus der Garan-
tie — mit oder ohne Zustimmung des Bundes — blei-
ben samtliche Verpflichtungen des Garantienehmers
aus der Garantie gegeniiber dem Bund unveran-
dert bestehen, sofern nichts anderes vereinbart
wird. Die Schadensabrechnung erfolgt ausschlief3-
lich zwischen dem Bund und dem Garantienehmer.
Der Bund kann gegeniiber demjenigen, zu dessen
Gunsten verfligt wurde, in gleicher Weise aufrech-
nen, Einwendungen, Zuriickbehaltungs- und sons-
tige Rechte geltend machen wie gegeniiber dem
Garantienehmer.

§ 23 VERAUSSERUNG DER KAPITALANLAGE

VerduBert der Garantienehmer die garantierte Kapital-
anlage oder verfiigt er iber sie in sonstiger Weise oder
geht die Projektgesellschaft durch Verschmelzung oder
dhnliche Vorgange unter, so erlischt die Garantie, es sei
denn, der Bund stimmt der Fortdauer der Garantie zu.
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§ 24 ENTGELT

(1) Fur die Garantie wird ein Entgelt gemaf den jeweils
geltenden Gebihren- und Entgeltbestimmungen er-
hoben. Das Entgelt wird fiir jedes Garantiejahr im Vo-
raus mit Erteilung der Entgeltrechnung fallig.

(2) Geht das erste Entgelt fir die Garantie nicht inner-
halb von drei Wochen nach Falligkeit ein, kann der
Bund nach schriftlicher Androhung von der Garantie
zurlicktreten; geht das Entgelt fir die folgenden Jah-
re nicht innerhalb von drei Wochen nach Félligkeit
ein, kann der Bund nach schriftlicher Androhung mit
sofortiger Wirkung die Garantie kiindigen.

(3) Tritt der Bund von der Garantie zurtick, kiindigt er die
Garantie oder erlischt diese, so ist das Entgelt fir die
Zeit bis zum Rucktritt, zur Kiindigung oder zum Er-
l6schen zu zahlen.

§ 25 SCHRIFTFORM

Alle Vereinbarungen und Erklarungen bedirfen zu ihrer
Gultigkeit der Schriftform.

§ 26 GERICHTSSTAND UND AUSSCHLUSSFRIST

(1) Anspriche aus der Garantie gegen den Bund sind
innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten
gerichtlich geltend zu machen, nachdem der Bund
dem Garantienehmer gegeniiber den erhobenen An-
spruch unter Hinweis auf diese Rechtsfolgen schrift-
lich abgelehnt hat.

(2) Fur Streitigkeiten zwischen dem Bund und dem

Garantienehmer sind die ordentlichen Gerichte in
Hamburg zustandig.
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		Alternativtext




		Regelname		Status		Beschreibung


		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext


		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird


		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein


		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken


		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern


		Tabellen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein


		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein


		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen


		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen


		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben


		Listen




		Regelname		Status		Beschreibung


		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein


		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein


		Überschriften




		Regelname		Status		Beschreibung


		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung
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